SOZIALE GRUNDRECHTE SUBJEKTIVE RECHTE IM VERFASSUNGSRECHT VERGLEICH DER THEORIE DER SOZIALEN GRUNDRECHTE IN DEUTSCHLAND UND JAPAN by 前田 徹生 et al.
1. 	
Die gegenwartige Japanische Verfassung (JV) weist soziale Grundrechte als subjektive Rechte aus.
Demgegenüber war man in Deutschland stets sehr 
dem Vorhaben oder auch
nur der Vollstellung, soziale Grundrechte als subjektive Rechte im Verfassungsrecht zu verankern oder
25
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
wurde.
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3. Theorie der sozialen Grundrechte in Japan
a) Das Existenzrecht als wichtigstes soziales Grundrecht (Art. 25 Japanische Verfassung)
b) Der Hintergrund der Entstehung des Art. 25 JV
c) Die Rechtsnatur des Existenzrechts
aa) Die “Programmsatz-Lehre”
bb) Die “abstrakte Rechtslehre”
cc) Die “konkrete Rechtslehre”
d) Die Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs zu Art.25 JV
aa) Der “Asahi-Fall”
bb) Der “Horiki-Fall”
e) Zum gegenwartigen Stand der Dogmatik des Art.25 JV
aa) Die Kritik an den  ''Rechtslehren
bb) Die “double-standard”-Theorie zu Art. 25 JV
cc) Die Einteilung nach Fallgruppen
4. Zusammenfassung und Ausblick
auch nur solche Rechte als anderen Rechtsformen, z.B. Staatszielbestimmungen zu positivieren, sowohl
als das Grundgesetz geschaffen2) als auch in der Folgezeitdes Grundgesetzes diskutiert und
vorgenommen wurden.3) Der Grund 	diese 
	scheint vor allem darin zu liegen, die
sozialen Grundrechte einen anderen Rechtscharakter haben als die klassische Freiheitsrechte.
In diesem Beitrag ich die Theorien der sozialen Grundrechte in Deutschland und
Japan vergleichen, weil sie Gemeinsames zum Inhalt haben, obwohl sie auf sehr 
Rechtsform diskutiert werden. Aus diesem Vergleichich dann allgemeine Erkenntnisse ableiten
	, wie man die Rechtnatur sozialer Grundrechte bestimmen kann.
Im folgenden ich die Diskussion 	die sozialen Grundrechte in Deutschland
nachzeichnen, um mich dann dem sog. Existenzrecht als dem sozialen Grundrecht in
Japan zuzuwenden.
2. Die Theorie der sozialen Grundrechte in Deutschland
Obwohl die Weimarer Reichsverfassung soziale Grundrechte―wie z. B. das Recht auf Arbeit (Art. 163
WV)―enthielt, hatten die 	und des Bonner Grundgesetzes von vornherein nicht die Ab-
sicht, solche Vorschriften in die seinerzeit neu zu entwerfende Verfassung einzubringen. Lediglich in
Art. 6 GG sind der Schutz von Ehe und Famillie (Abs. 1), der Mutterschutz (Abs.4) und die
Gleichstellung der nichtehelichen Kinder (Abs. 5) worden. Diese Vorschriften werden
aber als von den klassischen Grundrechten verschieden angesehen und als “Institutsgarantien”,
“” oder auch als “Wertentscheidungen der Verfassung”Aber sie haben
eher nur “marginale Bedeutung”.4) Folgende 		, der Verfassungsgeber in bezug auf die
Verankerung sozialer Grundrechte im Grundgesetz so enthaltsam war , wurden seinerzeit im
Parlamentarischen Rat genannt :
der Umstand,das Grundgesetz provisorischen Charakter
habe und es sich angesichts dessen empfehle, keine 	Gestaltung der Verfassungsordnung
vorzunehmen ; zum zweiten die Unabsehbarkeit der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung,
angesichts derer es leichtfertig und “” sei, die “sozialwirtschaftliche Struktur” der Zukunft in
die Verfassung hineinzuschreiben ;5) auf die Diskussion des Parlamentarischen Rates	die
Verfassungserfahrung der Weimarer Zeit einen starken aus, und zwar insbesondere der
Umstand,  die sozialen Grundrechte in der Weimarer Verfassung letztlich “
Versprechungen” geblieben waren6) und dadurch nicht nur das Vertrauen in die Politik, sondern auch
das Vertrauen in die Verfassung 	worden war ;7) spielte unter dem des
Rechtspositivismus die Vorstellung von der “Gesetzgebungsfreiheit des Staates”8) eine wichtige Rolle,
wonach soziale Grundrechte 	den Gesetzgeber nur als Richtlinie, als Programmsatz wirken  
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2) Vgl. Jahrbuch des Rechts (!")N. F. ,Bd. 1 (1951), S. 58 ff., 194 ff., 244 ff.
3) Vgl. dazu Bundestages-Drucksache 12 /6000, S. 75 ff.
4) Vgl. Brohm,W., Soziale Grundrechte und Staatszielbestimmungen in der Verfassung, in : Juristenzeitung(JZ)
1994, S. 215
5) Vgl. dazu Insensee, J., Verfassung ohne soziale Grundrechte, in : Der Staat 19 (1980) S. 369 ff.
6) Vgl. Apelt,W.,Geschichte der Weimarer Verfassung, 1964, S. 352 ff., 357
7) Vgl. Murswiek,D., Grundrechte als Teilhaberechte, Soziale Grundrechte, in : Insensee,J . /Kirchhof,P.(Hg.),
Handbuch des Staatsrechts, Bd. Ⅴ, 1992, S. 262 ff.
8) Vgl. Jellinek,G.,Allgemeine Staatslehre, 3. Aufl., 1960, S. 435 ff.,476 ff.
Allerdings hat das Grundgesetz immerhin jedenfalls der Vorstellung von einem“Leerlauf der
Grundrechte” eine Absage erteilt und in etwa folgendes bestimmt : Die Grundrechte sind zu 	

einmal keine
, sondern sie sind unmittelbar geltendes Recht und binden alle drei
Staatsfunktionen Legislative, Exekutive und Judikative. Der Grundgesetzgeber wollte sich zugleich
aber offenkundig darauf
, “einen recht klaren und wirksamen Katalog von Individualrechten
aufzustellen”9) und wollte deshalb keine sozialen Grundrechte , welch 
	auf die
Ausgestaltung durch den Gesetzgeber oder die vollziehende Gewalt angewiesen gewesen 

Andererseits ist der Grundgesetzgeber aber keinesfalls an der “sozialstaatlichen Aufgabe”10) , am
sozialen Staatsziel desinteressiert gewesen, sondern das Grundgesetz bestimmt in Art. 20 Abs. 1
und Art.28 Abs.1, das die Bundesrepublik Deutschland ein “sozialer Rechtsstaat” ist, der u.a. auf die
Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit abzielt, und das Grundgesetz gibt diesen Auftrag an den
Gesetzgeber weiter . Dabei wird der Vollzug dieser Aufgabe vom Grundgesetzgeber allerdings zugleich
mit der Entfaltung anderer Staatsfundamentalnormen wie dem Demokratieprinzip, dem
Prinzip, d.h. der Bundesstaatlichkeit, und dem Rechtsstaatsprinzip.
Wie bereits 
, ist das Grundgesetz jedoch 	der Positivierung sozialer
Grundrechte per se und hat damit die Aufgabe, den Sozialstaat zu entwickeln, in einer Linie dem
politischen und der Sozialgesetzgebung 
Unter diesen verfassungsrechtlichen Vorzeichen hat man, soweit ich sehe, die Theorie der sozialen
Grundrechte 	
in zwei Bereichen diskutiert : Einmal gibt es eine umfangreiche Diskussion
die Gesetzgebungspolitik, und zwar diskutiert man insbesondere , ob es angemessen ist,
die sozialen Grundrechte im Sinne subjektiver, gerichtlich durchsetzbarer Rechte des einzelnen in die
einem liberalen Rechtsstaat verpflichtete Verfassung einzubringen und―falls man diese Frage bejaht
―wie man dieses tun; zum zweiten gibt es eine Diskussiondie rechtsdogmatischen Inhalte
des Grundgesetzes dergestalt, man debattiert, ob und inwieweit es ist, aus dem
Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes(Art.20 Abs.1, 28 Abs.1 GG)soziale Bestandsgarantien abzuleiten
und ob und inwieweit sich die klassischen Freiheitsrechte “sozial” deuten lassen und man auf diese
Weise selbst individuelle 	aus dem Verfassungsrecht ableiten
kann. Es handelt sich gleichsam bei dieser Diskussion vor dem Hintergrund des“Grundgesetzes ohne
soziale Grundrechte”darum, dem sozialen Auftrag der Verfassung, dem“sozialen Staatsziel”(Zacher)
gleichwohl gerecht zu werden.
Was die	sozialer Grundrechte als subjektiver Rechte in das Grundrecht angeht, so scheint
die Auffassung heute folgende zu sein : Es sei nach wie vor nicht angebracht, soziale
Grundrechte als unmittelbar durchsetzbare der  in die Verfassung 	,
aus ! (1) mangelnder Konkretisierbarkeit sozialer Grundrechte ; (2) des Fehlens der
"	seitens des Staates den―nicht zuletzt ―Inhalt entsprechender
; (3) der daraus resultierenden Gefahr ,  die 	 entsprechender
an den begrenzten sachlichen und finanziellen #des Staates scheitert,11)
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9) So der Abgeordnete Carlo Schmid(SPD), zit. nach $N.F.1(1951), S. 43
10) Vgl. dazu etwa Badura, B., Die parteienstaatliche Demokratie und Gesetzgebung, 1986, S. 7
11) Vgl. in diesem Sinne etwa %&'(),*+, Soziale Grundrechte als Staatszielbestimmungen und Gesetzgebungs-
sowie (4) der aus dem Vorhandensein sozialer Grundrechte sich 	
 ergebenden
Notwendigkeit, derartige soziale Grundrechte ggf. den sich sozialen Erfordernissen
und wirtschaftlichen anzupassen.12)
Nicht zuletzt wegen dieser Besonderheiten sozialer Grundrechte im Umterschied zu den
Freiheitsrechten bestehen im Ergebnis in der nach wie vor―zuletzt im Zusammenhang
mit der der im 	an die deutsche Einigung eingesetzten Gemeinsamen Verfassungs-
kommission―
Diskussion die angemessene verfassugsrechtliche Verankerung sozialer




, institutionelle Garantien oder
u.a. hinauslaufen. Diese Meinungsvielfalt hat ihren Ursprung darin,
den Inhalt sozialer Grundrechte eben keine Einigkeit besteht. So findet man selbst
unter denjenigen, die soziale Grundrechte als auffassen , Vertreter der Auf-
fassung, derartige “” jedenfalls ausnahmsweise 
Gesetzgeber und Verwaltung
rechtsverbindlich sein sollten.
Im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Verankerung sozialer Grundrechte ist m.E. deshalb weniger
die Frage von Bedeutung, welche rechtliche Form derartige soziale Grundrechte nehmen sollen,sond-
ern diejenige, welche Rechtsinhalte und Rechtswirkungen mit ihnen verbunden seien sollen. Was dies
angeht, so scheint mir folgende Haltung vorzuherrschen : Die sozialen Grundrechte sollen
an die staatlichen Organe, d. h. an Gesetzgebung und Verwaltung adressierte “objektiv-rechtliche
	 ) sein.
Die Diskussion die sozialen Grundrechte in Deutschland blendet allerdings die subjektive-
rechtliche Komponente nicht !aus : Bei allen Unterschieden in der Beurteilung dieser Problematik
wird zum einen jedenfalls die"anerkannt,bestimmte Grundrechte als subjektive Rechte
anerkannt werden und Sozialleistungsanspruche verbriefen, die sich z.B. auf die Befriedigung
der menschlichen 	
―auf Art.1 GG―oder etwa auf #	bei Arbeits-
losigkeit―auf Art.12 GG―richten. $hinaus wohnt auch einer objekiv-rechtlichen




, Institutsgarantien oder  unter # eine subjektiv-rechtliche




	bzw. Vernachlässigung durch den Staat unter
bestimmten #verfassungswidrig ist. $hinaus einmal getroffene Regelungen
und " insoweit eine verfassungsrechtliche Fundierung erhalten , als eine ersatzlose
Streichung oder eine tiefgreifende Reduzierung der einmal 
 Leistungen vor dem
Hintergrund des Sozialstaatsprinzips (Art.20,28 GG) oder des Grundrechts auf Eigentum(Art. 14 GG)
nicht ohne weiteres ist. Mit anderen Worten : Staatszielbestimmungen und Gesetzgebungs-
	
enthalten zwar 	keinen subjektiven Rechtsanspruch, doch kann ihre Nicht-
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	
, in : Archiv des 
Rechts (/) 107 (1982), S. 18
12) Vgl. in diesem Sinne Murswiek, op. cit. (Fn. 7), S. 264
13) Vgl. dazu etwa %&'()*+&,-), 01, Die sozialen Grundrechte im 
	
, in : 2
/Jekewitz/
Ramm(Hg.), Soziale Grundrechte, Heidelberg, 1981, S. 14
beachtung dazu , 	sie sich zu derartigen 
“verdichten”.14) Selbst 
kann unter eine gewisse obligatorische Bedeutung zukommen; jedenfalls sind sie nicht von
vornherein ohne jede rechtliche Wirkung.
Die herrschende Verfassungslehre in Japan schreibt der Garantie des Existenzrechts(Art.25 JV), dem
Recht auf Bildung (Art.26 JV), dem Recht auf Arbeit (Art.27 JV) und dem Recht auf Zusammen-
	zu gemeinschaftlichen Verhandlungen (Art.28 JV) Rechtswirkungen zu, die unter dem Begriff
“sozialer Grundrechte” 	werden. Die vorstehend genannten Recht werden auch als
“Existenz Grundrechte”bezeichnet und werden im allgemeinen in der Form “subjektver Rechte” for-
muliert : “Jeder 
des Volkes hat das Recht, ein Leben in Gesundheit mit einem Mindest-
	von Kurtur zu ”. Auch die anderen vorstehend genannten Verfassungsbestimmungen
enthalten Formulierung “Alle haben das Recht auf・・・”, wie sie auch im gerade zitierten
Art.25 Abs.1 JV enthalten ist.
Die hervorragende Bedeutung des Existenzrechts in Japan sich daraus, 	mit dem Begriff
Existenz die grundlegenden Lebensbedingungen des Menschen angesprochen werden und die
Verfassungsbestimmung des Art.25 Abs.1 JV eben gerade die elementare Rechtsposition verbriefen
soll.15) Unter diesem Vorzeichen kommt dem Existenzrecht verfassungsrechtlich eineBedeutung
zu, als sie etwa dem Recht auf Arbeit zugeschrieben wird, welches in Art.27 JV verankert ist und fast
immer Programmcharakter zugesprochen .16) Hingegen dem Existenzrecht aus Art.25 Abs.1 JV
wurde zum Teil schon der Charakter eines subjektiven Rechts zugesprochen.17)
Aus diesem Grunde steht es in der verfassungsrechtlichen Diskussion an erster Stelle und soll auch hier
behandelt werden.
b) Der Hintergrund der Entstehung des Art. 25 JV
man sich die Entstehungsgeschichte der japanischen Verfassung, so 	man
darauf hinweisen, 	ihr der sog. “MacArthur-Entwurf” zugrunde liegt, den die Alliierten
nach Ende des Zweiten Weltkrieges seinerseit dem besiegten Japan unterbreitet haben und der dann
nach Vorhandlungen zwischen der japanischen Regierung und den Alliierten als japanischer
Regierungsentwurf im Parlament beraten worden ist.
In diesem Verfassungsentwurf war das Existenzrecht noch nicht enthalten. In der
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3. Die Theorie der sozialen Grundrechte in Japan
a) Das Existenzrecht als wichtigstes soziales Grundrechte
14) Vgl. Wipfelder ,H. J. ,Die verfassungsrechtliche Kodifizierung sozialer Grundrechte , in : Zeitschrift 
Rechtspolitik (ZRP) 1986, S. 144
15)  !"#",Verfassungsrecht Bd.Ⅰ (Taschenbuch-Kommentar), ($%&'(') Neue Aufl.
1983, S.418
16) Dem Recht auf Arbeit des Art.27 Abs. 1 JV wird nach herrschender Lehre in Japan nach wie vor nur der
Rechtscharakter eines Programmsatzes oder einer Auslegungsrichtlinie zuerkannt. Immerhin wird aber in Gestalt
einer Drittwirkung eine Rechtswirkung anerkannt , die zur ) des & des
Unternehmers führt. Dazu z.B. Sato, K., Verfassungsrecht ('),3. Aufl. 1995, S.629ff.
17) Dagegen ist dem Existenzrecht des Art. 25 JV ziemlich bereits der Rechtscharakter eines subjektiven
Rechts zuerkannt worden ; vgl. z. B. LG Tokio vom 19. 10. 1960, in : Entscheidungen in Verwaltungssachen,
(*+',$-%), Bd. 10. Nr. 10, S. 2921 ff. usw.
Verfassungsgebenden Versammlung, die vom 20. Juni 1946 bis zum 27. Oktober 1946 tagte, hielt es die
damalige japanische Regierung ausreichend, den Sozialbereich lediglich eine einige Vorschrift
vorzusehen, welche den Gesetzgeber in sozialpolitischer Hinsicht in die Pflicht nehmen sollte. (und die
dem heutigen Art.25 Abs. 2 JV entspricht). Man war insbesondere deshalb 	
, das
Existenzrecht als subjektives Recht in der Verfassung zu verankern, weil man es schwierig
hielt, dieses Recht auch in der Praxis zu 
)
Auf der Sozialistischen Partei Japans (SPJ) wurde gleichwohl der Beratungen im
japanischen Unterhaus das Existenzrecht in die Verfassung . Der Abgeordnete Tatsuo Morito
(SPJ) dies damals damit, 	eine in der Mitte des 20. Jahrhunderts verabschiedete
Verfassung auch substantielle wirtschaftliche und soziale Grundrechte enthalten . Ein Druck in
diese Richtung ging auch von dem sog. “-kenkyukai-Entwurf vom 27. Dezember 1945 aus, der als
privater Verfassungsentwurf von Wissenschaftlern und Intellektuellen vorgelegt worden war und der
auch die Abfassung des MacArthur Entwurfs 
hatte. (In den sozialen und wirtschaftlichen
Artikeln dieses Verfassungsentwurfs 
sich deutlich der 
der deutschen Weimarer
Reichsverfassung nachweisen.19)
Der japanische Verfassungsgeber war seinerzeit zwar, wie bereits betont, zum einen der Auf-
fassung, 	die des Existenzrechts deshalb als subjektiven Rechts gleichsam ein Element
der Unsicherheit und Unbestimmtheit in die Verfassung, glaubte sich jedoch andererseits, sich
nicht der Erkenntnis 
zu , 	angesichts der  !des Krieges, der hohen
Arbeitslosigkeit und der Not vieler "die Verfassung auch eine eindeutige Aussage die
sozialpolitische Gestaltung enthalten und 	man diese Aussage am besten in die
Form eines sozialen Grundrechts kleide.
b) Die Rechtsnatur des Existenzrechts
Es gab in der Folgezeit drei verschiedene Rechtsauffassungen 	, ob diese Formulierung des
Art. 25 Abs. 1 JV als unmittelbar geltendes Recht oder als 
#Programmsatz zu verstehen sei.
aa) Die “Programmsatz-lehre”
Die sog. “Programmsatz-lehre” hatte sich unter dem
der von der Weimarer Reichsverfassung
deutschen Verfassungstheorie herausgebildet. Danach verpflichtet Art. 25 JV zwar den Staat
dazu, sozialpolitische zu werden, doch erwachsen entsprechende Rechte der "erst aus
einem diesem “Appell” der Verfassung nachkommenden Handeln des Gesetzgebers. Deshalb !es
kein subjektives Recht des einzelnen "auf das Existenzminimum geben, welches vor Gericht
geltend gemacht werden !.
Diese Theorie vergweigert dem Art. 25 JV nicht nur die gerichtliche Durchsetzung, sondern nimmt
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18) Der Staatsminister$#%Kanamoriim Unterhaus aus,	es recht schwer sei, ein auch in der Praxis
durchsetzbares Individualrecht dieses Inhalts festzuschreiben; Shimizu, S., Das Protokoll im Parlament der
Japanischen Verfassungsgebung, (&%'(##-shingiroku), Bd. 2, 1962, S. 548
19) Vgl. Maeda,T., Die Entwicklung der sozialen Grundrecht im japanischen Verfassungsrecht, Zeitschrift 
Sozialhilfe und Sozialgesetzbuch (ZfSH/SGH), 1989, Ht. 3, S. 126 ff.
ihm auch jeglichen Anspruchscharakter Gesetzgebung und Verwaltung. Das Hauptargument
diese Deutung des Art. 25 Abs. 1 JV als 	
Programmsatz war, 
es in einem kapitalistischen
Wirtschaftssystem dem Staat an den materiellen und d. h. insbesondere den finanziellen
Voraussetzungen fehle , ein solches Existenzrecht zu verwirklichen.  die
Realisierung des Existenzrechts das staatliche Finanzhoheitsrecht tangieren. 
 sei die
Formulierung des Art.25 JV zu abstrakt, um als Rechtsnorm unmittelbar Anwendung finden zu 
; sie sei vielmehr 
auf die Realisierung durch den Gesetzgeber angelegt.
Im “	 Fall”20) hat der Oberste Gerichtshof Japans am 29. September 1948 und damit
kurz nach Inkrafttreten der Verfassung sich erstmalig mit der Bestimmung des Art. 25 Abs. 1 JV be-

und ihn bei dieser Gelegenheit auch als Programmsatz ausgelegt.
Der Fall spielte als Folge der Waren und insbesondere Nahrungsmittel bewirtschaftung nach dem
Kriege vor dem Hintergrund der allgemeinen wirtschaftlichen Notlage. Der Beklagte des Ausgangs-
verfahrens, der wegen Schwartzhandels angeklagt worden war, berief sich darauf, 
angesichts des
absoluten Mangels an Lebensmittel sein an sich illegales Handeln von einem Recht
gedeckt sei, welches sich insofern aus der verfassungsrechtlichen Verankerung des individuellen
Existenzrechts ergebe, als er nur auf diesen Wege seinen Lebensunterhalt sichern . Aus diesen
Grunde hielt er das Gesetz, welches den Schwarzhandel verbot, wegen 	
gegen Art.25 Abs.1
JV verfassungswidrig. Das Existenzrecht verbriefe nicht allein einen positiven Leistungsan-
spruch, sondern fordere gleichsam negativ auch die Befreiung von der strafrechtlichen Sanktion des
Schwarzhandels.
Der Oberste Gerichtshof nahm in seiner Entscheidung zu Art. 25 JV Stellung dahingehend,
als er
dieser Bestimmung kein unmittelbars Recht des einzelnen zuschrieb, sie vielmehr dahin deu-
tete, 
allein die staatliche Sozialpolitik berufen sei, unmittelbare  des zu
.21) Damit hatte der Oberste Gerichtshof der Vorschrift des Art.25 JV lediglich den Charakter
eines Programmsatzes beigemessen. Dies entsprach der herrschenden Rechtslehre in den ersten Jahren
der Geltung der Verfassung.
bb) Die “abstrakte Rechtslehre”
Kritik an dieser “Programmsatz-Lehre” wurde aus !
des “Asahi-Falles” . Der "des
Ausgangsverfahren, der aufgrund des Sozialhilfegesetz(SHG) eine monatliche #$
in Geld erhielt, vertrat die Auffassung, 
die ihm Leistung nicht dem verfassungsrechtlich
verbrieften Standard eines gesunden und kulturellen Lebens entspreche.22)
In einem erstinstanzlichen Urteil des Landgerichts Tokio vom 19.10.196023) wurde der Klage mit der
stattgegeben, 
insofern, als die vom Gesundheitsminister bestimmten %$
keinen “Standard gesunden und kulturellen Lebens” ; ein 	
gegen die
Vorgaben des Sozialhilfegesetzes vorliege und zumal das Anliegen des Art.25 JV nicht verwirklicht
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20) Entscheidungen des Obersten Gerichtshofs in Strafsachen (	-Keiji-&'), Bd.2, Nr.10, S.
1235 ff.
21) In : Entscheidungen des OGH in Strafsachen (	-Keiji-&'), Bd. 2, Nr. 10, S. 1235 ff.
22) Vgl. Maeda, T., op. cit. (Fn. 19), S. 129 ff.
23) Vgl. Entscheidungen in Verwaltungssachen ((-Jiken-&'), Bd. 11, Nr. 10, S. 2921 ff.
gewesen sei. Deshalb sei der Leistungsbescheid gewesen. Die sog. “abstrakte Rechtslehre”
diente der dogmatischen Untermauerung dieser Entscheidung. Nach dieser Theorie haben die Staats-
bürger einen Anspruch gegen den Staat darauf, ein gesundes und kulturelles Leben 	

und ist der Staat zu einem entsprechenden Handeln , welches diesen Standard 	
,
verpflichtet.
Allerdings deshalb “abstrakte Rechtslehre” sei dieser Rechtsanspruch “abstrakt”und vom
Gesetzgeber dergestalt konkretisiert werden, erst aus einem entsprechenden Rechtsakt sich ein
konkreter individueller Rechtsanspruch ergebe ; solange keine konkretisierenden gesetzlichen
Regelungen ergangen seien, sei es nicht 	, unmittelbar aus Art.25 JV einen entsprechenden
Rechtsanspruch abzuleiten.
Das erstinstanzliche Urteil des Asahi-Fall sties auf den Beifall vieler Rechtslehren. Es hat sehr zum
Wandel des von der staatlichen “Gnade”hin zum Rechtsanspruch des 

und damit
zur Entwichlung der Rechtslehre beigetragen.
In der Folgezeit kam es dann auch zu einer entsprechenden allgemeinen 
		im
Sozialhilfegesetz (	im Jahre 1961 von 1500 Yen 
1956 als die Klage erhoben wurde
von 600 Yen). Im 	daran kam es zu einer ganzen Anzahl von Rechtsstreitigkeiten, die dazu
führten,  unter Berufung auf die “abstrakte Rechtslehre” geltend gemachte 

	positiv beschieden wurden.24)
cc) Die “konkrete Rechtslehre”
Einige Rechtswissenschaftler haben 		eine 
die abstrakte Rechtslehre hinausgehende
sog. “konkrete Rechtslehre” entwickelt, wonach Art. 25 JV jedem 

ein konkretes Recht auf ein
gesundes und kulturelles Leben gibt 	davon, ob bereits konkretisierende gesetzliche
Regelungen bestehen oder nicht mit der Folge ,  auch eine Feststellungsklage wegen
verfassungswidrigen Unterlassungen des Gesetzgebers 	ist.25) Unterschiedliche Auffassungen
herrschten allerdings unter den Vertretern dieser Theorie von Anfang an 

, wie eine
Feststellungsklage wegen des Gesetzgebers in einem derartigen Fall 	gemacht
werden, da dieser Fall prozessual bislang nicht geregelt war. Die Vertreter der einen Auffassung













24) Vgl. z. B. den Makino Fall vom 15. 7. 1968 des Landesgerichts Tokio, in : Entscheidungen des Verwaltungs-
gerichts($%&-Jiken-'
	(), Bd. 19, Nr. 7, S. 1196 ff. ; Horiki-Fall vom 20. 9. 1972 des Landesgerichts
Kobe, in : Entscheidungen des Verwaltungssachen($%&-Jiken-'
	(), Bd. 23, Nr. 8, S. 72 ff. ; Fujiki-Fall
vom 25. 12. 1972 des Landesgerichts Tokio, in : Zeitschrift gerichtlicher Entscheidungen('
)	&), Nr. 690,
S. 17 ff., u.a.
25) Vgl. Takada, B., Der Rechtscharakter der Vorschrift 
das Existenzrecht (Seizonkenhoshokitei no '&-
seikaku), *&	&%, Nr. 26, 1964, S. 95 ff. ; Osuga, A., Theorie des Existenzrechts (Seizonkenron), 1984,
S. 73. ff.
26) So Takada, B., Die Struktur des sozialen Rechtsstaats (		&	-no-&), S. 171 ff.
27) So Osuga, op. cit. (Fn. 25), S. 111 f.
d) Die Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs zu Art. 25 JV
aa) Der “Asahi-Fall”
Wie bereits , hatte das erste Urteil zum “Asahi-Fall” Gelegenheit dazu gegeben, den
Standpunkt der abstrakten Rechtslehre zu verdeutlichen und hatte der Fortentwicklung der Diskussion
	den Rechtscharakter des Existenzrechts einen neuen Impuls zu geben. Das Urteil des Obersten
Gerichtshofs vom 24.Mai 196728) 
zwar die Klage im Ausganngsverfahren erledigt, weil der
mittlerweile gestorben war, nahm jedoch gleichwohl in einem obiter dictum Stellung zu dieser
verfassungsrechtlichen Problematik durch Bezugsnahme auf das

 Urteil des Obersten
Gerichtshofs. Zwar so der Obersten Gerichtshof in seiner Asahi-Entscheidung Art. 25 Abs. 1
JV dem Burger kein konkretes subjektiv Recht ein, aber der die Sozialhilfe 
Gesundheitsminister habe die wirklichen Lebensbedingungen offenkundig nicht hinreichend 
und bei der Festsetzung der Sozialhilfeleistungen einen zu niedrigen 	angelegt und
damit insofern gegen Inhalt und Zweck sowohl des Sozialhilfegesetzes als auch des Art. 25 JV,
als er sein Ermessen 	bzw. falsch 	habe mit der Folge, der Leistungsbecheid
im Ausgangsfall  rechtswidrig gewesen sei.
bb) Der “Horiki-Fall”
! es , im “Asahi-Fall” um die "
eines Leistungsbescheids , d. h. eines
Werwaltungsakts gegangen war, wurde im “Horiki-Fall” die #
eines einfachen
Gesetzes am Existenzrecht des Art. 25 JV und Gleichheitssatz des Art. 14 JV 	 .
Diedes Ausgangsverfahrens war blind. Nach ihrer Ehescheidung zog sie allein die ehelichen
Kinder . Als ihr Antrag, Kindergeld nach dem Kinderversorgungsgesetz (KVG) zu erhalten,
wegen eines in diesem Gesetz enthaltenen Kumulierungsverbots abgelehnt worden war, klagte sie mit
der$, dieses Kumulierungsverbotsgegen die Vorschriften der Art.14 JV und 25 JV




Art. 25 Abs. 1 JV erneut zum Programmsatz. Es stehe 
im Ermessen des Gesetzgebers, die Zielsetzung des Art. 25 JV zu regeln. Die Gerichte
dieses Ermessen nur dahingehend 	 , ob der Entscheidung des Gesetzgebers ein sachlicher
Grund zugrundeliege ob die Entscheidung “rational” sei und ob der Gesetzgebersein
Ermessen 	oder 		habe.29) Immerhin hatte der Oberste Gerichtshof
damit anerkennt, Art. 25 JV in bestimmten %die #
eines Gesetzes 
	kann.
e) Zum &'&'()*+,-&'(Stand der Dogmatik des Art. 25 JV
aa) Die Kritik an den ./'+0122'('(Rechtslehren
Heute wird die Auffassung , Art. 25 JV ein reiner Programmsatz sei und ihm keinerlei
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28) Vgl. Entscheidungen des OGH in Zivilsachen (
	-Minji-34), Bd. 21, Nr. 5, S. 1043
29) In : Entscheidungen des OGH in Zivilsachen (
	-Minji-34), Bd. 36, Nr. 7, S. 1235 ff.
Rechtswirkung innewohne, sowohl in Rechtsprechung als auch in Rechtslehre nicht mehr vertreten.
Die “abstrakte Rechtslehre”besagt ihrerseits aber lediglich,Verwaltungsentscheidungen auch auf
die 	
der sie tragenden gesetzlichen 
	







Gesetzes. Auch die “konkrete Rechtslehre” kann insofern nicht voll befriedigen, als sie zwar eine
Feststellungsklage wegen verfassungswidrigen Unterlassungen des Gesetzgebers 	, nicht jedoch
einen gerichtlich durchsetzbaren individuellen Rechtsanspruch des 
. Man kann aus
diesem Grund daran zweifeln, inwieweit die konkrete Rechtslehre eigentlich 	“konkret”
genannt werden darf.30) Zugleich ist anzumerken,  bereits einleitend wurde darauf hingewiesen




Vor diesem Hintergrund sind neue Theorien entwickelt worden, die den bisherigen Stand der
Rechtsdogmatik zum Existenzrecht in zwei Punkten vorangebracht haben.
bb) Die double-standard-Theorie zu Art. 25 JV
Zum einen ergibt es die Auffassung, das Existenzrecht aus Art. 25 JV sich auf zwei Ebenen
entfalte. Diese “Zwei-Ebenen-Theorie” findet sich zum ersten Mal in der zweitinstanzlichen
Entscheidung zum vorstehend 

 “Horiki-Fall” des Oberlandesgerichts Osaka vom 10
November 1975. Darin wird dem Art. 25 Abs. 1 JV die Aufgabe zugeschrieben, einen absoluten,
gesunden und kulturellen Mindestlebensstandard zu 
mit der damit einhergehenden
Verpflichtung des Staates zu einer entsprechenden Sozialpolitik, u.a. konkret zur 	
eines
Rechts auf Sozialhilfe, wie dies im Sozialhilfegesetz vorgesehen ist. Hingegen verpflichte Art. 25 Abs.
2 JV den Staat zu einer gleichsam vorbeugenden Politik zur Vermeidung von Armut, deren Gestaltung
allerdings im Ermessen des Gesetzgebers stehe und die allenfalls dann verfassungswidrig sein 

,
wenn der Gesetzgeber offenbar sein Ermessen oder 	.
Dieses Urteil war in der Folgezeit sehr umstritten, bot aber 
, die darin enthaltene double-
standard-Theorie zu Art. 25 JV fortzuschreiben. Nach dieser Theorie wird zwischen der 
	
eines Mindestlebensstandards und derjenigen eines “noch 
gesunden und kulturellen
Lebensstandards” unterschieden. In bezug auf die erste Ebene soll der politische Gestaltungsspielraum
des Gesetzgebers dergestalt 

sein, als trotz der Schwierigkeiten, den variablen
Mindestlebenstandard zu messen, gewisse objektive Feststellungen, die gerichtlich seien,
seien. Als  wird auf den sog. “strict rationality test” aus dem US-amerikanischen
Verfassungsrecht bezug genommen.31) Auf der zweiten 
 Ebene soll hingegen ein 




30) Vgl. in diesem Sinne Okudaira, Y., Das Recht auf ein  
an gesundem und kulturellen Leben
("
# de bunkateki na Saiteigendo no Seikatsu o itonamu Kenri) , in : Okudaira/Sugihara(Hg.) ,
Verfassungsrechtslehre Ⅲ（"
#	Ⅲ), 1977, S. 74
31) Vgl. dazu Ashibe, N., Die
Entwicklung der Verfassungsgerichtbarkeit ("
#$#no gendaiteki
Tenkai), 1981, S. 113 ; Tomatsu,H., Die Theorie der Ausgestaltungsfreiheit des Gesetzgebers(%#&#$
),
1993, S. 108 ff.
Diese “double-standard-Theorie”, wonach man eine subjektiv rechtliche Ebene im Existenzrecht
des Art. 25 JV auffinden kann, vermag zu einer gewissen	
der Ausgestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers etwa dergestalt : (1)Ein den Art. 25 JV konkretisierender des einfachen
Gesetzes, der zu niedrig ist, zu einem 
. (2)Wenn der Gesetzgeber das den
Art. 25 JV konkretisierende Gesetz abgeshafft oder den 
ohne rationalen
Grund abgesenkt , eine solche gesetzgeberische 
gewesen. (3)Fehlt es
an einer hinreichenden Konkretisierung des Art. 25 JV durch Gesetz, so kommt eine Klage gegen 
	des Gestzgebers in Betracht. Aber da eine derartige Klage gegen	des Gesetzgebers
im geltenden Verfahrensrecht noch nicht vorgesehen ist, liegt es in der Logik dieser Auffassung, unter
bestimmten Voraussetzungen eine 
	gegen den Staat zuzulassen.
Eine solche Klage ist allerdings bislang von der Rechtsprechung noch nicht positiv entschieden
worden ; lediglich Untergerichte haben 	anerkannt.32)
cc) Die Einteilung nach Fallgruppen
Zugleich herrscht heute Einvernnehmen , unter der allgemein anerkannten Voraus-
setzung, Art. 25 JV jedenfalls in bestimmten Umfang Rechtswirkungen entfaltet, im Einzelfall zu
untersuchen ist, in welchen Fallgruppen welcher 
zugrunde zu legen und welche
Rechtswirkung zuzusprechen sind. Dabei werden folgende vier Fallgruppen nach der vertretenden
Rechtslehre unterschieden : 33)
(1)ein Existenzrecht, welches als Abwehrrecht wirkt und den Staat dazu , einen Eingriff
	zu machen (beispielsweise dann, wenn die Festsetzung des Mindesteinkom-
menssteuersatzes gegen Art. 25 JV ; diese Konzeption des Art. 25 JV als Abwehrrecht
hat insbesondere auch Bedeutung im Umweltschutzrecht sowie im Himblick auf das allgemeine
	im Zivilrecht ;
(2)ein Existenzrecht, welches zur Rechts bzw. Gesetzeswidrigkeit eines Verwaltungsaktes dann
, wenn Art. 25 JV eine gesetzliche Konkretisierung erfahren hat. (Der Asahi-Fall
in diese Kategorie.) Diese Fallgruppe harmoniert im mit dem geltenden
Verfahrensrecht.
(3)ein Existenzrecht, welches die Verfassungswidrigkeit eines Art. 25 JV konkretisierenden
Gesetzes zur Folge hat.(In diese Kategorie der Horiki-Fall.)
(4)ein Existenzrecht, welches zur Verfassungswidrigkeit einer gesetzgeberischen Unterlassung
, ggf. mit der Konsequenz,eine Klage auf
gegen den Staatist.
Allerdings gibt es bisher keine Gerichtsentscheidungen zu dieser Fallgruppe. Lediglich das LG
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32) Z.B. OLG Sapporo vom 24.5.1978, in : Entscheidungen des OLG in Zivilsachen, ( !-Minji-
"#), Bd. 31, Nr. 2, S. 231 ff., LG Tokio vom 8. 8. 1977, in: Zeitschrift gerichtlicher Entscheidungen
("$!), Nr. 859, S. 3 ff.,
33) Nakamura, M., Art. 25 JV, in : Higuchi, Y. /%!, K. / Nakamura, M. / Urabe,N., Kommentar Japanische
Verfassung Ⅰ, (&#	
-Nihonkokukenpo-$!), 1984, S. 581
34) Vgl. LG Osaka vom 14.5.1980, in: Zeitschrift gerichtlicher Entscheidungen ("$!), Nr. 972, S. 79 ff.
Osaka34) hat im Hinblick auf das allerdings gleichfalls zu den sozialen Grundrechten 
Recht auf Bildung des Art. 26 JV diese Konsequenz gezogen.
Problematisch ist meines Erachtens zum ersten, 	der Begriff der Rechtswirkung auch insofern,
als Art.25 JV die 
eines Abwehrrechts zugesprochen wird nicht hinreichend klar ist. So 	
sich beispielsweise keine klare Abgrenzung von dem vornehmen, was im deutschen
Verfassungsrecht als Teilhaberecht angesehen wird und nach der japanischen Doktrin in die
Fallgruppe(2) oder (3) . Oder der Begriff “Rechtswirkung” zu der Konsequenz,
	dem Existenzrecht eine dem Freiheitsrechten vergleichbar subjektiv rechtliche Komponente
innewohnt. Zum zweiten ist noch nicht klar , inwiefern diese Kategorienbildung mit dem
Gleichheitsgrundsatz im Einklang steht.
Es gibt also noch Raum für Kritik an den oben erwahnten beiden Theorien.
Festzuhalten ist aber immerhin, 	dem Existenzrecht des Art. 25 JV zwei Ebenen zuzuschreiben
sind, zum einen eine Ebene, auf der es ein subjektives Recht des einzelnen gibt, sowie eine
gleichsam als 	programmaisch zu qualifizierende Ebene. Die Fallgruppen Theorie auch
insofern gelten, als das Existenzrecht in seiner Essenz auf die Ausgestaltung durch Gesetzgeber und
Verwaltung angewiesen ist.
4. Zusammenfassung und Ausblick
Die vorstehend beschriebenen Ebenen des Existenzrechts in Japan die “subjektiv-rechtliche” und
die “programmatische” sind nicht statisch, sondern dynamisch in dem Sinne, 	sie dem Wandel
unterworfen sind. Zugleich finden sich diese beide Ebenen zwar theoretisch bei allen sozialen Grund-
rechten, doch ist die Rolle dort jeweils sehr unterschiedlich : so ist in bezug auf das Recht auf Arbeit des
Art.27 JV bisher die subjektiv-rechtliche Ebene insoweit niemals erreicht worden, als bisher kein
subjektives Recht auf Arbeit anerkannt worden ist. ist das Recht auf Bildung des Art. 26
JV auch in subjektiv-rechtlicher Hinsicht dergestaltkonkretisiert, als Einzelentscheidungen hier
einen subjektiv-rechtliche Charakter bejaht haben.
Meines Erachtens 	sich hier insoweit eine Parallele zum Stand deren Grundrechte Politik in
Deutschland ziehen, als auch in Deutschland der subjektiv-rechtlich Charakter sozialer Grundrechte am
ehesten in bezug auf die Befriedigung menschlicher  zu konstatieren ist,
 ansonsten als “soziale Grundrechte” zu qualifizierenden  eher der
Charakter objektiv-rechtlicher Verpflichtungen z. B. als Verfassungsauftrag den Gesetzgeber
zuerkannt wird.
findet sich in Zusammenhang mit der Diskussion um Teilhaberechte in Deutschland die
Unterscheidung zwischen originaren und derivativen Teilhaberechten , welche eine gewisse
Gemeinsamkeit mit der japanischen “Fallgruppen-Theorie” hat.
Gemeinsam ist ferner die bedeutsame Rolle, die der Verfassung im Zusammenhang mit den sozialen
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34) Vgl. LG Osaka vom 14.5.1980, in: Zeitschrift gerichtlicher Entscheidungen ( ), Nr. 972, S. 79 ff.
Grundrechten zukommt und die in Deutschland beispielweise darauf , wegen der
Rechtsverbindlichkeit der GrundrechteLegislative, Exekutive und Judikative gem. Art. 1 Abs. 3 GG
den Programm Charakter derartiger Rechte zu betonen und nur ausnahmsweise ihnen subjektiv
rechtlich 	
zuzubilligen.
ist aus der Rechtsentwicklung in Deutschland in Richtung auf Teilhaberechte wie 
sowie auch in den USA in bezug auf “welfare rights”, d.h. eine Art soziale Grundrechte mit
Berufung auf “property rights”35) der 
zu ziehen, soziale Grundrechte offensichtlich in 
Zeit als notwendige Elemente einer modernen Verfassung angesehen werden.
Last but not least, gilt auch den Sozialbereich, der Gesetzgeber in bezug auf die
Sozialgesetzgebung und im Zusammenhang mit der

sozialer Rechte auf einfach gesetzlicher
Grundlage einer Kontrolle unterlegen 
, wobei die politische Kontrolle, die durch die bei
Wahlen 
wird, 
im Verfassungsstaat eine verfassungsgerichtliche Kontrolle nicht
ersetzen kann. Diese Notwendigkeit unterstreicht die Bedeutung , die der Verfassungs-
gerichtsbarkeit auch im Bereich der sozialen Grundrechte heute zukommt.
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35) Vgl. zu den USA etwa Reich, A., The New Property, 73 Yale Law Journal (1964), S. 733 ff. ; ders., Right and
Sozial Welfare : The Emerging Legal Issues, 74 Yale Law Journal (1965), S. 1245 Der Supreme Court der
Vereingten Staaten hat beim Anspruch auf Sozialhilfeeine Verfahrensgarantie aufgrund der “due process
clause” des Art. 14 der Vrfassung anerkannt (vgl. Goldberg v. Kelly, 397 U. S. 254 (1979)), hingegen sechs Jahre
im Hinblick auf den Rentenanspruch Behinderter eine Berufung auf die Verfahrensgarantie nach der
“due process clause” des Art. 5 (in: Matthews v. Eldridge, 425 U.S. 319(1976)) verneint.
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Social Rights as Constitutional Rights
―A Comparison of the Theories of Social Rights in Germany and Japan―
Tetsuo MAEDA
The present constitution of Japan provides for social rights as constitutional rights. The German
constitution is negative to provide for social rights not only as a form of constitutional rights, but
also as other forms on the constitution. In this paper, the theory of social rights in Japan is com-
pared with the theory in Germany. The legal character of social rights will then be clarified.
